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Jahrgang 1922 Nr. 8. 


(Nr. 12232.) Geſetz über die Vereinigung des zu Waldeck⸗Pyrmont gehörigen Gebietsteils Pyrmont mit 
dem Freiſtaate Preußen. Vom 22. Februar 1922. 


Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 


Artikel J. 
(1) Der Vereinigung des bisher zu Waldeck Pyrmont gehörigen Gebietsteils Pyrmont mit 
Preußen wird zugeſtimmt. : 
(2) Mit dem Tage der Vereinigung tritt daſelbſt die Preußiſche Verfaſſung in Kraft. 
(3) Der in der Anlage abgedruckte Staatsvertrag vom 29. November 1921 nebſt Schluß⸗ 
protokoll vom gleichen Tage werden genehmigt. Die darin enthaltenen Rechtsnormen erlangen mit 
dem Tage der Vereinigung Pyrmonts mit Preußen Geſetzeskraft. 


Artikel 2. 
SSB 

(1) Auf die Wahl des Provinziallandtagsabgeordneten und der Kreistagsabgeordneten ($ 4 
des Staatsvertrags) finden die Vorſchriften des Geſetzes vom 3. Dezember 1920 (Geſetzſamml. 
1921 ©. 1) mit der Maßgabe Anwendung, daß als Wahlbezirk im Sinne des § 19 des Geſetzes 
das mit dem Kreiſe Hameln neu vereinigte Gebiet gilt und daß als Provinziallandtagsabgeord⸗ 
neter der an erſter Stelle berufene Bewerber desjenigen für die Provinziallandtagswahl eingereichten 
Wahlvorſchlags gewählt iſt, welcher die meiſten Stimmen erhalten hat. 


(2) Die Wahlzeit der Mitglieder des Kreisausſchuſſes und der Kreiskommiſſionen des Kreiſes 
Hameln endigt, ſobald die Kreistagsabgeordneten gemäß Abf. 1 gewählt find. Auf die Neuwahl 
des Kreisausſchuſſes und der Kreiskommiſſionen findet $ 24 Abſ. 2 des Geſetzes vom 3. Dezember 
1920 Geſetzſamml. 1921 S. 1) Anwendung. Bis zu der Neuwahl bleiben die Mitglieder des 


Kreisausſchuſſes und der Kreiskommiſſionen behufs Erledigung der laufenden Geſchäfte in ihren Amtern. 


§ 2 


Mit dem Tage der Einführung der preußiſchen Gemeindeverfaſſungsgeſetze ſind die beſtehenden 
Gemeindevertretungen der Gemeinden des ehemaligen Kreiſes Pyrmont aufgelöſt. Gleichzeitig endigt 
die Wahlzeit der unbeſoldeten Mitglieder der Gemeindevorſtände und der ſonſtigen Ehrenbeamten. 

Geſehſammlung 1922. (Nr. 12232.) : : ; 

Ausgegeben zu Berlin den 24. Februar 1922, É 
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Die ausſcheidenden Mitglieder der Gemeindevertretungen und Gemeindevorſtände ſowie die ſonſtigen 
Ehrenbeamten bleiben bis zur Einführung der Neugewählten in Tätigkeit. 


: § 3. 

Nach Einführung des Geſetzes über die Landwirtſchaftskammern vom 30. Juni 1894/16. Des 
zember 1920 (Geſetzzamml. S. 126, 1921 S. 41) tritt bis zur Neuwahl der Mitglieder des Wahl- 
bezirkes, dem der Kreis Hameln angehört, den gewählten Mitgliedern der Landwirtſchaftskammer 
in Hannover ein Mitglied aus dem bisherigen Kreiſe Pyrmont hinzu. Das Mitglied wird nach 
dem Grundſatze der Mehrheitswahlen, im übrigen nach den Vorſchriften des Geſetzes vom 16. De- 
zember 1920 gewählt. : ; 

Artikel 3. 

Auf die von Preußen zu übernehmenden Staatsbeamten des Gebietsteils Pyrmont findet die 

Verordnung vom 26. Februar 1919 (Geſetzſamml. S. 33) Anwendung. 


Artikel 4. 
8 

g) Mit dem Tage der Vereinigung Pyrmonts mit Preußen werden die Gemeinden Stadt 
Bad Pyrmont, Osdorf, Holzhauſen, Hagen, Löwenſen, Thal, Baarſen, Neerſen, Eichenborn, 
Großenberg und Kleinenberg zu einem „Forſtverband Pyrmont“ vereinigt. 

(2) Dieſer Verband ift ein Zweckverband im Sinne des Geſetzes vom 19. Juli 1911 (Geſetz— 
ſamml. S. 115). à 

(3) Der Sitz des Verbandes befindet fich in Bad Pyrmont. 
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() Aufgabe des Verbandes ift die Erfüllung der im § 8 des Staatsvertrag und Artikel 7 
des Schlußprotokolls zu dieſem Vertrag aufgezählten Verpflichtungen und die Verwaltung des dem 
Verband auf Grund des Vertrags und des Schlußprotokolls zu überweiſenden Vermögens. 


(2) Zur Übernahme weiterer Verpflichtungen iſt die Genehmigung der Aufſichtsbehörde erforderlich. 


8 3. 
Organe des Verbandes ſind der Verbandsausſchuß und der Verbandsvorſteher. 


§ 4. 

() In den Verbandsausſchuß entſendet jedes Verbandsglied für das erfte angefangene Tauſend 
ſeiner Einwohnerzahl den Bürgermeiſter (Gemeindevorſteher) oder ein von ihm zu beſtimmendes 
Mitglied der Gemeindeverwaltung. 

(2) Für jedes weitere angefangene Tauſend der Einwohnerzahl wählen die Gemeindevertretungen 
einen Abgeordneten zum Verbandsausſchuß, und zwar nach den Grundſätzen der Mehrheitswahl, 
wenn nur ein Abgeordneter, nach den Grundſätzen der Verhältniswahl, wenn mehr als ein Ab— 
geordneter zu wählen iſt. 


— 
(3) Die Wahlzeit richtet ſich nach den Vorſchriften über diejenige der unbeſoldeten Mitglieder 
des Gemeindevorſtandes. : 


(4) Soweit der leitende Forſtbeamte nicht ſchon gewähltes Mitglied des Verbandsausſchuſſes 
iſt, nimmt er mit beratender Stimme an den Sitzungen teil. 


$ 5. 

Bei Stimmengleichheit gilt ein Antrag im Verbandsausſchuß als abgelehnt. 
§ 6. 

Der Verbandsvorſteher wird vom Verbandsausſchuß gewählt. 
§ 7. 


Der Verband hat ſeine Rechtsverhältniſſe durch eine Satzung inſoweit zu regeln, als es die 
Beſtimmungen dieſes Geſetzes zulaſſen, insbeſondere den Verteilungsmaßſtab für die Laſten und Vor⸗ 
teile feſtzuſtellen. Die Satzung bedarf der Beſtätigung des Bezirksausſchuſſes. 


88 
y O. 

(1) Im übrigen finden die Vorſchriften des Geſetzes vom 19. Juli 1911 (Geſetzſamml. S. 115) 
auf den Forſtverband Pyrmont Anwendung. 

(2) Bis zur Durchführung der Neuwahlen in den Gemeinden (Artikel 2 $ 2) iſt nach den 
vorſtehenden Beſtimmungen ein vorläufiger Verbandsausſchuß zu bilden und ein vorläufiger Ver. 
handsvorſteher zu wählen. 

Artikel 5. 
§ 1. 

(1) Mit dem Tage der Vereinigung Pyrmonts mit Preußen wird das Gelände des Bahnhofs 
Bad Pyrmont in das Gebiet der Stadt Bad Pyrmont einverleibt. Gleichzeitig werden die in 
Artikel 1d Abſ. 2 des Schlußprotokolls bezeichneten Flächen in das Gebiet der Stadt Lügde cin- 
verleibt. : 

(2) Die neuen Gemeindegrenzen hat der Miniſter des Innern feſtzuſtellen und in den Amts- 
blättern der Regierungsbezirke Hannover und Minden bekanntzumachen. 


§ 2. 
In den nach der Stadt Bad Pyrmont umgemeindeten Flächen gelten vom Tage der Um- 
gemeindung an die in der Stadt Bad Pyrmont, in den nach der Stadt Lügde umgemeindeten 
Flächen die in der Stadt Lügde geltenden Geſetze, Verordnungen und Verwaltungsvorſchriften. 


Artikel 6. 
) Die Domanialforſten ($ 8 des Staatsvertrags), die im Artikel 1d Abſ. 2 des Schluf- 
protokolls aufgeführten Waldgrundſtücke und die Staatsſtraßen (Artikel 1b des Schlußprotokolls) 
werden am Tage der Vereinigung Pyrmonts mit Preußen dem Forſtverband Pyrmont bzw. der 
Stadt Lügde bzw. der Provinz Hannover übergeben. 
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(2) Der Forſtverband Pyrmont, die Stadt Lügde und die Provinz Hannover werden Eigen- 
tümer, ſobald Preußen das Eigentum a an ben ARM Vermögensſtücken erlangt hat. 


Artikel whe 


Die im $ 5 des Staatsvertrages dem Staatsminiſterium erteilte Ermächtigung schließt Rie 
Befugnis cin, an Stelle nicht eingeführter preußischer Gejege uſw., welche in eingeführten preußiſchen 
Geſetzen uſw. in Bezug genommen oder vorausgeſetzt werden, die entſprechenden waldeckiſchen Geſetze 
für anwendbar zu erklären. 


Artikel 8. 
Die zur Durchführung dieſes Geſetzes erforderlichen Erklärungen und Eintragungen in die 
öffentlichen Bücher und Regiſter find frei von allen Abgaben und Laſten. 


Artikel 9. 
Die zur Ausführung dieſes Geſetzes erforderlichen Mittel ſind auf den Haushaltsplan zu 
übernehmen und bis dahin, ſoweit erforderlich, aus bereiten Mitteln vorſchußweiſe zu beſtreiten. 


Artikel 10. 


Die zur Ausführung dieſes Geſetzes erforderlichen Anordnungen werden von den zuſtändigen 
Miniſtern getroffen. 


Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungs— 
mäßigen Rechte des Staatsrats find gewahrt. : 


Berlin, den 22. Februar 1922 


Das Preußiſche Staatsminiſterium. 


Braun. Severing. v. Richter. Wendorff. 
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Anlage. 


Staatsvertrag 


zwiſchen Preußen und Waldeck⸗Pyrmont über die Vereinigung des Gebietsteils 
E Pyrmont mit Preußen. Bom 29. November 1921. 


Nachdem die Bevölkerung des Gebietsteils Pyrmont dem Wunſche Ausdruck gegeben hat, unter Löſung 
der bisherigen Vereinigung mit Waldeck⸗Pyrmont mit dem Freiſtaate Preußen vereinigt zu werden, ſind das 
Preußiſche Staatsminiſterium und der Landesausſchuß von Waldeck⸗Pyrmont übereingekommen, einen Vertrag 
über die Vereinigung zu ſchließen. Die zu dieſem Zwecke bevollmächtigten Kommiſſare, nämlich 

für Preußen: : 
der Miniſteraldirektor im Minifterium des Innern, Dr. jur. Friedrich Meiſter, 
der Miniſterialrat im Finanzminiſterium, Geh. Finanzrat Otto Mackenſy, 
der Miniſterialrat im Staatsr tinifterium, Geh. Regierungsrat Karl-Otto von Kameke, 
für Waldeck⸗Pyrmont: ; 
der Landesdirektor des Freiſtaats Walde Pyrmont, Dr. jur. Wilhelm Schmieding, 
haben ſich nach Austauſch ihrer für gut und richtig befundenen Vollmachten vorbehaltlich der Genehmigung 
des Preußiſchen Landtags und der verfaſſunggebenden Landesvertretung von Waldeck⸗Pyrmont über folgende 
Punkte geeinigt: ; 
Sl, 

Der Gebietsteil Pyrmont des Freiſtaats Waldeck⸗Pyrmont wird mit dem Freiſtaate Preußen zu einem 
einheitlichen Staatsgebiete vereinigt. Die Staatshoheitsrechte über den Gebietsteil Pyrmont gehen mit dem 
Tage der Vereinigung auf Preußen über, ; 


§ 2, 

Bei der Reichsregierung ſoll beantragt werden, in dem Entwurfe des Reichsgeſetzes über die Vereinigung 
Pyrmonts mit Preußen hinſichtlich der Staatsangehörigkeit eine Regelung dahin vorzuſehen, daß durch die 
Vereinigung preußiſche Staatsangehörige werden alle Angehörigen Waldeck Pyrmonts, welche 

1. am Tage der Vereinigung in dem Gebietsteile Pyrmont ihren Wohnſitz oder dauernden Aufenk⸗ 
halt haben, 

2. durch Geburt, Legitimation oder Eheſchließung der Staatsangehörigkeit einer der unter Nr. 1 
bezeichneten Perſonen folgen. : 

Waldeck verpflichtet fih, die zu 1. und 2. aufgeführten Perſonen, die infolge der Vereinigung die 
waldeckiſche Staatsangehörigkeit verloren haben, innerhalb zweier Jahre nach der Vereinigung auch ohne 
vorherige Niederlaffung in feinem Gebiet in den Staatsverband wieder aufzunehmen. 


8 3. 
Der Gebietsteil Pyrmont wird dem Kreiſe Hameln (Provinz Hannover) einverleibt. É 


§ 4, 

Bis zu ihrer Neuwahl werden der Provinziallandtag der Provinz Hannover um einen, der Kreistag 
des Kreiſes Hameln um fünf Abgeordnete aus dem bisherigen Kreiſe Pyrmont erweitert. Dieſe find inner- 
halb dreier Monate vom Tage der Vereinigung ab durch die wahlberechtigte Bevölkerung des bisherigen 
Kreiſes Pyrmont nach Maßgabe des preußiſchen Geſetzes, betreffend die Wahlen zu den Provinziallandtagen 
und zu den Kreistagen, vom 3. Dezember 1920 (Geſetzſamml. 1921 S. 1) zu wählen. 

Der erweiterte Kreistag tritt alsbald nach der Wahl zuſammen und wählt den Kreisausſchuß neu. 


§ 5. 
I. Die Verfaſſung des Freiſtaats Preußen tritt im Gebietsteile Pyrmont mit dem Tage der Vereini⸗ 
gung mit Preußen an die Stelle der Waldeck⸗Pyrmonter Verfaſſung. 


II. Aufrechterhalten bleiben im Gebietsteile Pyrmont, foweit fie nicht mit der Verfaſſung in Widerſpruch 
ſtehen, folgende Waldeck⸗Pyrmonter Geſetze, Verordnungen und dazu ergangene Verwaltungsvorſchriften: 

J. diejenigen Staatsgeſetze, welche landeskirchliche Angelegenheiten betreffen; 

Die Kirchengeſetzgebung bleibt unberührt. 

2. das Geſetz, betreffend die Feuerverſicherungsanſtalt der Fürſtentümer Waldeck und Pyrmont, 
vom 4. Januar 1912 (Regierungsblatt S. 13) mit der Maßgabe, daß ein Verſicherungszwang 
für die am Tage der Vereinigung noch nicht verſicherten Gebäude weder für den Hauseigentümer 
noch für die Anſtalt beſteht (SS 30 und 32 des Geſetzes), und daß die $$ 31 und 38 Abſ. la 
außer Anwendung bleiben; 

das Geſetz über die Enteignungen im Intereſſe der Mineralbrunnen vom 7. April 1854 (Regie 
rungsblatt S. 91); 

4. das Geſetz, die Vornahme von Erdarbeiten in der Nähe der Pyrmonter Mineralquellen betreffend, 
vom 6. April 1863 (Regierungsblatt S. 16) einſchließlich der Bekanntmachung vom 24. April 1863 
(Regierungsblatt S. 36); 

5. das Geſetz, betreffend die Bildung einer Kirchengemeinde der ſeparierten Lutheraner im Kreiſe 
Pyrmont, vom 1. Februar 1886 (Regierungsblatt S. 55); 

6. die Verordnung über die bei Verjährung der Servituten erforderliche Zeit vom 18. Februar 1831 

(Regierungsblatt S. 9); 

7. das Geſetz, betreffend die Regelung der Verhältniſſe des Stifts Schaaken, vom 3. März 1880 
(Regierungsblatt S. 5); 

8. das Geſetz über das Anerbenrecht bei lend- und forſtwirtſchaftlichen Beſitzungen vom 27 Dezember 
1909 (Regierungsblatt 1910 S. J); 

9 das Geſetz, betreffend die Vermögensauseinanderſetzung zwiſchen dem Staate Waldeck-⸗Pyrmont 

und dem Fürſtlichen Hauſe, vom 8. April 1921 (Regierungsblatt S. 37); 

10. das Geſetz über die Geſtaltung der Rechtsverhältniſſe des Waldeck- Pyrmonter Domanialvermögens 
bei einer ſtaatsrechtlichen Trennung der im Staate Waldeck-Pyrmont vereinigten ehemaligen 
Fürſtentümer Waldeck und Pyrmont vom 8. April 1921 (Regierungsblatt S. 49). 

III. Im übrigen treten am 1. April 1924 im Gebietsteile Pyrmont die preußiſchen Geſetze, Ver- 
ordnungen und Verwaltungsvorſchriften in Kraft. Bis zu dieſem Zeitpunkte gelten die waldeckiſchen Geſetze uſw. 

Durch Verordnung des Preußiſchen Staatsminiſteriums können ſchon vor dieſem Zeitpunkte waldeckiſche 
Geſetze uſw. aufgehoben, preußiſche Geſetze uſw. eingeführt werden. 

Die Rechtsverhältniſſe der Synagogengemeinde in Bad Pyrmont bleiben bis zur Neureglung der 
Judengeſetzgebung in Preußen unberührt. 
V. Soweit nach den noch aufrechterhaltenen waldeckiſchen Vorſchriften (LI, III) waldeckiſche Stellen 
(Behörden) zuſtändig ſein würden, treten mit dem Tage der Vereinigung die entſprechenden preußiſchen ein. 
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§ 6. 

Die unmittelbaren Staatsbeamten des Gebietsteils Pyrmont werden von Preußen übernommen; für 
ſie und die Staatsbeamten im Ruheſtande ſowie für ihre Witwen und Waiſen gelten die preußiſchen Bor- 
ſchriften. Desgleichen finden bezüglich der Beſoldungen, Ruhegehälter, Witwen- und Waiſengelder der 
Volksſchullehrperſonen die preußiſchen Vorſchriften Anwendung. 

Das gleiche gilt für ſtaatliche Zuſchüſſe zum Gehalt, zum Ruhegehalt und zur Hinterbliebenenverſorgung 
der Geiſtlichen. 

Den bisherigen Mitgliedern der Waldeck-Pyrmonter Staatsdienerwitwenkaſſe ſteht es frei, unter den für 
waldeckiſche Beamte jeweils geltenden Bedingungen ihre Mitgliedſchaft aufrechtzuerhalten. 

In die Rechte und Pflichten des Kreiſes Pyrmont gegenüber ſeinen Kommunalbeamten tritt der Kreis 
Hameln ein. 

8 7. 

Das auf den Gebietsteil Pyrmont entfallende Staatsvermögen einſchließlich des Domanialvermögens 
(Geſetz über die Geſtaltung der Rechtsverhältniſſe des Waldeck-Pyrmonter Domanialvermögens uſw. vom 
8. April 1921 — Regierungsblatt S. 49 —) geht mit allen Aktiven und Paſſiven auf Preußen über. 
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§ 8. ; 
Preußen überträgt von dem im $ 7 genannten Staats⸗(Domanial) Vermögen die Forſten einem aus 
den Gemeinden des Kreiſes Pyrmont zu bildenden Zweckverbande. 
Dieſer ſoll mit dem Tage der Vereinigung ins Leben treten. Er übernimmt gegenüber dem Staate 
(Preußen), dem Kreiſe und den Gemeinden die im Schlußprotokolle näher zu bezeichnenden Verpflichtungen. 
Von dem Reingewinn aus den Forſten erhält Preußen die Hälfte. ; 


8 9. 

Preußen iſt bekannt, daß einer Betriebsaktien: eſellſchaft der Nießbrauch am Bade Pyrmont für ſechzig 
Jahre eingeräumt werden wird. Preußen erkennt den darüber abzuſchließenden Vertrag ausdrücklich als für 
ſich bindend an. 

Auch nach Ablauf der 60 Jahre fichert Preußen den Kurgemeinden (Stadt Bad Pyrmont, Osdorf 
und Holzhauſen) einen dem Nießbrauchsvertrag entſprechenden Einfluß auf das Bad zu. 


$ 10. 
Die ſtädtiſche höhere Schule in Bad Pyrmont-Osdorf wird von Preußen als höhere Lehranſtalt aner⸗ 
kannt. Preußen wird zur Unterhaltung dieſer Schule einen angemeſſenen Bedürfniszuſchuß gewähren. 


$ 11. 


Bei der Reichsregierung foll beantragt werden, als Tag des Inkrafttretens des die Vereinigung ms- 
ſprechenden Reichsgeſetzes den 1. April 1922 vorzuſehen. 


§ 12. 

Gegenwärtige Übereinkunft ſoll ratifiziert und der Austauſch der Ratifikationsurkunden nach erfolgter 
Suftimmung der beiderſeitigen Landesvertretungen und nach Erlaß des Reichsgeſetzes ſobald als möglich in 
Berlin bewirkt werden. 

Zu Urkund deſſen haben die Bevollmächtigten dieſen Vertrag unterzeichnet und unterſiegelt. 


Arolſen, den 29. November 1921. 


(Siegel.) Friedrich Meiſter. 

» Otto Mackenſy. 

> Karl-Otto von Kameke. 
» Wilhelm Schmieding. 


Schlußprotokoll. 


Die unterzeichneten Bevollmächtigten waren heute zuſammengetreten, um zum Abſchluß und zur Boll- 
ziehung des wegen der Vereinigung des Gebietsteils Pyrmont mit Preußen zwiſchen Preußen und Waldeck: 
Pyrmont vereinbarten Staatsvertrags zu ſchreiten. Hierbei find in das gegenwärtige Schlußprotokoll nad 
ſtehende, mit den Vereinbarungen des Vertrags ſelbſt gleichverbindliche Erklärungen aufgenommen worden: 


Artikel 1. 
a) Der Kreis Hameln führt vom Tage der Vereinigung ab den Namen „Kreis Hameln-Pyrmont“. 
b) Die im Kreiſe Pyrmont befindlichen Staatsſtraßen gehen in das Eigentum der Provinz Hannover 
über, die ihre fernere Unterhaltung übernimmt. Die Laſten der bisher vom Staate Waldeck- Pyrmont aus 
geübten Armen“, Geiſteskranken⸗ uſw. Fürſorge, ſoweit ſie auf den Gebietsteil Pyrmont entfallen, werden 
nach Maßgabe ber preußiſchen Geſetze der Provinz Hannover übertragen. 
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e) Das Vermögen des Kreiſes Pyrmont geht mit allen Aktiven und Paſſiven auf den Kreis Hameln 
als Rechtsnachfolger über. - - í 

Aus den nach dem Stande vom Tage der Vereinigung fith ergebenden Überſchüſſen des Pyrmonter 
Domaniums werden 200 000 Mark an den Kreis Hameln als Abfindung für die zu übernehmenden Schulden 
des Kreiſes Pyrmont überwieſen. Sollten die Überſchüſſe nach Abzug der im Artikel 60 aufgeführten 
Leiſtungen hierzu nicht ausreichen, ſo tritt an die Stelle dieſer Abrede die von Preußen dem Kreiſe Hameln 
gegenüber übernommene Gewährleiftung. - S 

d) Die Eingemeindung des in der Gemarkung Lügde liegenden Geländes des Bahnhofs Bad Pyrmont 
in den bisherigen Kreis Pyrmont wird als notwendig anerkannt und ſoll beſchleunigt durchgeführt werden. 

Waldeck iſt damit einverſtanden, daß zum Zwecke einer Entſchädigung an die Stadt Lügde der ſchmale, 
in das Lügder Gebiet einſpringende Zipfel an der Hermannsburg ſowie das etwa 8 Hektar große, im Oſten durch 
eine Schlucht begrenzte, in den Lügder Stadtforſt einſpringende dreieckige Stück des ſogenannten Mühlenberges 
nach Lügde umgemeindet, und daß die in dieſen Trennſtücken gelegenen Domanialwaldflächen der Stadt Lügde 
übereignet werden. ; ; 

e) Das Amtsgericht in Bad Pyrmont bleibt erhalten. Preußen wird ſeinen Einfluß dahin geltend 
machen, daß das Finanzamt und das Zollamt in Bad Pyrmont verbleiben. ; 

) Eine angemeſſene Vertretung des Gebietsteils Pyrmont in der Landwirtſchaftskammer Hannover 
wird zugeſichert. Die Vermögensauseinanderſetzung zwiſchen der Landwirtſchaftskammer für Waldeck und 
derjenigen für Hannover erfolgt unmittelbar zwiſchen den beiden Kammern; in Streitfällen entſcheidet ein 
Schiedsgericht, in das jede der Kammern einen Beiſitzer entſendet. Um die Beſtellung des Vorſitzenden iſt 
der Präſident des für Pyrmont zuſtändigen Oberlandesgerichts zu erſuchen. ; 


Artikel 2. 

a) Unter den im § 5 des Vertrags erwähnten preußiſchen Geſetzen uſw. find diejenigen verſtanden, 
die im Kreiſe Hameln gelten. 

b) Sollte die Abänderung oder Aufhebung der im $ 5 11 des Vertrags aufrechterhaltenen waldeckiſchen 
Geſetze notwendig werden, ſo verzichtet Waldeck auf eine Mitwirkung hierbei, ſoweit nicht feine Belange, ins- 
beſondere bei den unter 1, 2, 7, 9 und 10 genannten Geſetzen, berührt werden. 

c) Preußen erklärt fic) einverſtanden, daß Waldeck von den aus dem Kreiſe Pyrmont bei der Smmo- 
biliar⸗Feuerverſicherungsanſtalt von Waldeck Pyrmont eingehenden Beiträgen aus den am Tage der Vereinigung 
beſtehenden Verſicherungen auch weiterhin die Abgabe für gemeinnützige Zwecke im Intereſſe der Feuerſicher⸗ 
heit nach Maßgabe des Geſetzes vom 14. Januar 1907 (Regierungsblatt S. 4) erhebt. Waldeck wird die 
eingehenden Abgabebeträge dem Kreiſe Hameln mit der Auflage überweiſen, ſie zu gemeinnützigen Zwecken 
im Intereſſe der Feuerſicherheit im Gebietsteile Pyrmont zu verwenden. 

d) Die infolge der Einführung der preußiſchen Gemeindeverfaſſungsgeſetze erforderlich werdenden Neu- 
wahlen ſind innerhalb von drei Monaten vom Tage der Vereinigung ab vorzunehmen. Bis zum Zufammen- 
tritt der neugewählten Körperſchaften bleiben die bisherigen Gemeindevertretungen beſtehen. 

e) Die Stadt Bad Pyrmont behält ihr Stadtrecht. Ihre Stellung richtet fich nach § 27 Abſ. 2 und, 
falls die Zuſammenlegung von Bad Pyrmont und Osdorf bis zum Tage der Vereinigung durchgeführt 
wird, nach $$ 27 Abf. 1, 28 der Kreisordnung für die Provinz Hannover vom 6. Mai 1884. 


Artikel 3. 
Privilegien und wohlerworbene Rechte, insbeſondere ſolche von Staats- und Kommunalbeamten, werden 
durch die Beſtimmungen des Vertrags nicht berührt. ri 

Die Beamten des Pyrmonter Domaniums haben die Rechte und Pflichten der unmittelbaren Staats. 
beamten. 

; Artikel 4. 

a) Von dem Kapitalvermögen des Staates Waldeck Pyrmont — mit Ausnahme des zum früheren 
Domanialvermögen gehörenden und unter Abzug der ſogenannten Meiereidienſtgelder — wird ein nach dem 
Verhältniſſe der Kopfzahl der Pyrmonter Bevölkerung zu bemeſſender Anteil dem Preußiſchen Staate übereignet. 
Der Berechnung wird die Volkszählung von 1919 zugrunde gelegt. - 
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b) Von der Waldeck Pyrmonter Stgatsanleihe aus dem Jahre 1883 (1899) übernimmt in ihrem jetzigen 
Stande Preußen einen Anteil, der nach dem Verhältniſſe der zugrundeliegenden konvertierten Pyrmonter be⸗ 
ziehungsweiſe waldeckiſchen Staatsanleihe von 1860 beziehungsweiſe 1854 auf Pyrmont entfällt. 

) Der auf Pyrmont entfallende Teil der für Beſchaffungsbeihilfen an Staatsbeamte und Lehrer fowie 
für ſtaatliche Baubeihilfen von Waldeck Pyrmont aufgenommenen und bis zum Tage der Vereinigung Pyrmonts 
mit Preußen noch aufzunehmenden Schuldbeträge geht auf Preußen über. 3 ; 

d) Der Zins. und Tilgungsdienſt der nad) b und o von Preußen zu übernehmenden Schuldbeträge 
wird in der bisherigen Weiſe von Waldeck weitergeführt. Preußen wird für rechtzeitige Uberweiſung der 
auf ſeinen Anteil entfallenden Summen ſorgen. Dagegen wird Waldeck die Erſtattungen des Reichs auf 
Grund des $ 59 Abſ. 1 Nr. 5 des Landesſteuergeſetzes, ſoweit ſie Pyrmont betreffen, an Preußen abliefern. 

e) Die aus der preußiſchen Staatskaſſe auf Grund des zwiſchen Preußen und Waldeck Pyrmont über 
die Regelung der Lotterieverhältniſſe abgeſchloſſenen Staatsvertrags vom 22. April 1907 (Preußische Geſetz⸗ 
ſamml. 1908 S. 1, Waldeckiſches Regierungsblatt 1907 S. 85) an Waldeck-Pyrmont zu zahlenden Renten 
werden um viertauſend Mark jährlich gekürzt. Bei Berechnung dieſes Betrags iſt berückſichtigt, daß die vom 
Staate Waldeck Pyrmont an das Pyrmonter Domanium zu leiſtende Rente künftig in Wegfall kommt. 

t) Waldeck verzichtet auf die im § 4 Abr 2 des Geſetzes über die Geſtaltung der Rechtsverhältniſſe des 


Waldeck. Pyrmonter Domanialvermögens uſw. vom 8. April 1921 (Regierungsblatt S. 49) in Ausſicht ge- 


nommene Sicherungshypothek. 
Artikel 5. 

Es iſt bekannt, daß die Domanialforſten beziehungsweiſe der Staat mit Gabeholz— beziehungsweiſe Salz— 
Cerechtigkeiten belaſtet find. ; 

Artikel 6, 

a) Mit dem Tage der Vereinigung Pyrmonts mit Preußen gehen die bisher dem Pyrmonter Domanium 
gehörigen Forſten mit allen Rechten und Pflichten in das Eigentum des Zweckverbandes über. Zu den 
Forſten gehören die darin belegenen Steinbrüche. 

b) Mit den Forſten gehen außer den grundbuchmäßig eingetragenen Laſten auch die Verpflichtungen 
aus etwa vorhandenen Wege, Irift-, Weide, Maft-, Streu-, Gabe, Lefeholz., Laub- und ähnlichen Verech- 
tigungen auf den Zweckverband über. ; ; 

€) Unbeſchadet der aus $ 7 des Staatsvertrags über die Vereinigung Pyrmonts mit Preußen für 
Preußen ſich ergebenden Haftung gegenüber Waldeck werden die auf Grund des Geſetzes über die Geſtaltung 
der Nechtsverhältniſſe des Waldeck⸗Pyrmonter Domanialvermögens ufo. vom 8. April 1921 vom Eigentümer 
des Pyrmonter Domanialvermögens zu tragenden 16 vom Hundert aus der Vermögensauseinanderſetzung 
mit dem Fürſtlichen Hauſe in der Weiſe geteilt, daß die Forſten 6 vom Hundert und das Bad 10 vom 
Hundert tragen. Vorweg follen die Überſchüſſe aus dem Pyrmonter Domanium, die ſich bis zum Tage der 
Vereinigung ergeben, dazu benutzt werden, die obigen Schulden, ſoweit wie möglich, abzutragen. 

ch Der Verband iſt verpflichtet, die Holzabfuhrwege innerhalb der Forſten zu unterhalten, ſoweit ihm 
das Eigentum daran zuſteht oder koſtenlos übertragen wird; ihm liegt ferner die Unterhaltung der Holz⸗ 
abfuhrwege außerhalb der Forſten ob, welche bisher auf Grund beſonderer Vereinbarungen von den Gemeinden 
zu unterhalten waren. 

e) Der Verband übernimmt die Unterhaltung der beiden von Baarſen nach Neerſen und von Großen⸗ 
herg nach Kleinenberg führenden öffentlichen Gemeindewege. Er tritt ferner in die Verpflichtung der Gemeinden 
ein, an den Kreis zu den Anterhaltungskoſten der Vizinalſtraßen beſtimmte anteilige Beträge abzuführen. 

t) Die bisher in den Forſten beſchäftigten Beamten leinſchließlich des Domanialrentmeiſters) werden 
bon Preußen in ihren bisherigen Stellen belaſſen. Der Zweckverband hat dem Staate alle perſönlichen 
Soften für dieſe Perſonen zu erfetzen. Es ſteht ihnen frei, ihren Übertritt in das Kommunalbeamtenverhältnis 
zu erklären. 

Die Verpflichtung zur Zahlung der laufenden Ruhegehälter, Hinterbliebenenbezüge und dergleichen über- 
nimmt der Verband. ; 

„Von dem Gehalt des Domanialrentmeiſters werden dem Zweckverband 3/, vom Bade erſtattet werden, 
wofür der Verband durch den Rentmeiſter die Kaſſengeſchäfte der Badeberwaltung weiterführen läßt. 

In die Verträge mit den Angeſtellten und Arbeitern tritt der Zweckverband ein. ; 
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8) Der Verband übernimmt ferner gegenüber Preußen bie Verpflichtung zur Erſtattung der bisher vom 
Pyrmonter Domanium zu leiſtenden ſtiftungsmäßigen Gehälter, Penſionen, Waifengelder und Unterſtützungen. 

h) Von den weiteren auf dem Domanium laſtenden Verpflichtungen übernimmt der Verband die feſte 
Summe von jährlich 30 000 Mark. : 

i) Endlich wird der Verband die Sicherſtellung der ſtaatlichen und kommunalen Angeftellten der Kreis- 
verwaltung Pyrmont in der Weiſe übernehmen, daß er ihnen bis zum 31. März 1923 die bisherigen Bezüge 
weitergewährt. Die Zahlung fällt jedoch ſchon früher fort, ſobald der Angeſtellte eine neue Stellung an- 
tritt oder eine ihm angebotene gleichwertige Stellung ausſchlägt. In Streitfällen entſcheidet ein Schieds⸗ 
gericht, deſſen Vorſitzenden der Regierungspräſident in Hannover ernennt und in das jede Partei einen 
Beiſitzer entſendet. é 

k) In einer bei Inkrafttreten des Staatsvertrags aufzuſtellenden Ubergabeverhandlung werden die 
aus vorſtehenden Beſtimmungen ſich ergebenden Pflichten des Verbandes einzeln und ziffernmäßig feſtgeſtellt 
werden. Die für die Regelung unter d in: Betracht kommenden Wege ſind einzeln aufzuführen. 


Artikel 7. 

Die Bildung des Zweckverbandes wird durch ein preußiſches Geſetz in Anlehnung an das Zweck— 
verbandsgeſetz vom 19. Juli 1911 mit Wirkung vom Tage der Vereinigung an erfolgen. Die Verfaſſung 
des Verbandes ſoll nach folgenden Richtlinien geregelt werden: 

a) Im Verbandsausſchuß erhalten die Gemeinden für jedes angefangene Tauſend ihrer Einwohner je 
ab 1 a Jeder Abgeordnete hat eine Stimme. Bei Stimmengleichheit gilt ein Antrag als 
abgelehnt. ; 

b) Der Verbandsvorſteher wird vom Verbandsausſchuſſe gewählt. Soweit der leitende Forſtbeamte 
nicht felon gewähltes Mitglied des Verbandsausſchuſſes iſt, nimmt er mit beratender Stimme an den 
Sitzungen teil. 

c) Von dem Gewinne, der fic). nach Leiſtung der im Artikel 6 genannten Laſten am Schluſſe eines 
Rechnungsjahrs ergibt, iſt ein Betrag von 10 vom Hundert einem Rücklageſtocke zuzuführen, bis dieſer die 
Höhe der Hälfte der jährlichen Ausgaben nach dem Durchſchnitte der letzten fünf Jahre erreicht oder wieder 
erreicht hat. Von dem dann ſich ergebenden Reingewinn oder Fehlbetrag entfällt auf den Staat und den 
Zweckverband je die Hälfte. 

An dem auf deu Verband entfallenden Gewinn oder Verluſt ſind die Gemeinden Stadt Bad Pyrmont, 
bee und Holzhauſen einerſeits und die Geſamtheit der übrigen Gemeinden anderſeits je zur Hälfte 
eteiligt. 

Von dem Minderertrage, der ſich — nach dem Jahresdurchſchnitt auf den Hektar berechnet — infolge 
der Abtretung der an Lügde abzugebenden Waldflächen ergibt (Artikel 1d) werden 82 vom Hundert dem 
e je 9 vom Hundert den Gemeinden Stadt Bad Pyrmont und Osdorf auf ihren Anteil vorweg 
angerechnet. i 

d) Die Verwaltung der Forſten erfolgt unter Staatsaufſicht nach den Grundſätzen, wie ſie in dem 
hannöverſchen Geſetze, betreffend die Gemeindeforſten, vom 10. Juli 1859 (Geſetzſamml. S. 725) in den Fürſten⸗ 
tümern Kalenberg, Göttingen uſw. feſtgelegt find, jedoch mit der Maßgabe, daß die Forſtbeamten vom Ver- 
band angeftellt werden. Die künftig anzuſtellenden Forſtbeamten müſſen die für ſtaatliche Beamte vorge- 
ſchriebene Vorbildung beſitzen und bedürfen ſtaatlicher Beſtätigung. 

Mit dem jährlichen Haushaltsplan ift ein Holzverwertungsplan aufzuſtellen. Beide Pläne ſowie die 
jährliche Abrechnung unterliegen der ſtaatlichen Genehmigung. Die Wirtſchaftsführung muß den für ſtaat⸗ 
liche Forſten geltenden Beſtimmungen entſprechen. ; 

e) Dem Zweckverbaude bleibt es überlaſſen, von den vorſtehenden Richtlinien abweichende Vereinbarungen 
mit Preußen ohne Mitwirkung Waldecks zu treffen. 


Artikel 8. i 
Die Meiereien Kleinenberg und Butze follen nach Berichtigung der unwirtſchaftlichen Forſtgrenze der 
Meierei Kleinenberg zu Siedlungszwecken der landwirtſchaftlichen Bevölkerung des bisherigen Kreiſes Pyrmont 
unverzüglich und zu Vorzugspreiſen nach den Beſtimmungen des Reichsſiedlungsgeſetzes vom 11. Auguſt 1919 
(Reichsgeſetzbl. S. 1429) zur Verfügung geſtellt werden. 


r 
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Artikel 9. 

Die ſtaatlichen Ländereien bleiben, ſoweit fie Zwecken des Kurbetriebes dieuſtbar find oder dienſtbar 
gemacht werden müſſen, mit dem Bade verbunden (Grundſtücke in und nahe dem Parke, Rennwieſen, Quell 
grundſtücke und dergleichen). Die übrigen Grundſtücke ſollen den Gemeinden, in deren Bezirken ſie liegen, 
zu Siedlungs-, Bebauungs- oder anderen dem allgemeinen Intereſſe dienenden Zwecken zum Kaufe zu Vor⸗ 
zugspreiſen angeboten werden. Plätze, Straßen und Wege ſind den Gemeinden, in deren Ortsbezirken fie 
liegen, auf Wunſch gegen Übernahme der Unterhaltungskoſten zu Eigentum abzutreten. 


Artikel 10. 
Wegen des im SO des Vertrags zugeſicherten ſpäteren Einfluſſes der Kurgemeinden beſteht Mberein- 
ſtimmung darüber, daß bei Abſchluß eines neuen Vertrags die Kurgemeinden nicht ungünſtiger geſtellt werden 
ſollen als in dem alten. 
Artikel 11. 
Bei der Bemeſſung der Zuſchüſſe an die höhere Schule wird Preußen beſonderes Entgegenkommen 
betätigen. , 


Die mit dem vereinbarten Entwurf übereinſtimmend befundenen zwei Stücke des Vertrags find hierauf 
von den beiderſeitigen Kommiſſaren unterzeichnet und unterſiegelt worden; die preußiſchen und waldeckiſchen 
Kommiſſare haben je ein Stück des Vertrags und des Schlußprotokolls entgegengenommen. É 


So gefchehen zu Arolſen am 29. November 1921, 


Friedrich Meiſter. 

Otto Machkenſy. 
Karl-Otto von Kameke. 
Wilhelm Schmieding. 


Redigiert im Büro des Staatsminiſteriums. — Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 
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